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Schäuble überweist
LändernMilliarden
für Flüchtlinge
BERLIN :: Die Flüchtlingskrise kommt
Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) in diesem Jahr deutlich
teurer zu stehen als erwartet. Das Bun-
deskabinett werde kommende Woche
eine weitere Überweisung an die Länder
in Höhe von 2,55 Milliarden Euro be-
schließen, hieß es am Freitag in der Bun-
desregierung. Das ergebe sich aus der
Abrechnung der tatsächlichen Kosten,
die den Ländern wegen des Flüchtlings-
zustroms entstanden seien. Damit sum-
mieren sich die zusätzlichen Hilfen des
Bundes für die Länder allein in diesem
Jahr auf rund 9,5 Milliarden Euro.

Der Bund beteiligt sich seit dem 1.
Januar dieses Jahres an den Flüchtlings-
kosten der Bundesländer, allerdings bis-
her nur über eine Pauschale von 670
Euro pro Monat für jeden Flüchtling, der
sich im Anerkennungsverfahren befin-
det. Die Summe dafür beläuft sich auf
drei Milliarden Euro. Bund und Länder
hatten jedoch vereinbart, die tatsächli-
chen Kosten der Länder zum Jahresende
damit zu verrechnen. Diese Abrechnung
liegt nun für die Monate Januar bis Au-
gust vor. Außerdem wurde ein neuer Ab-
schlag für September bis Dezember er-
rechnet. Außerdem wurde für das kom-
mende Jahr ein Abschlag des Bundes von
1,16 Milliarden Euro vereinbart. In der
geringeren Summe spiegelt sich der star-
ke Rückgang der Flüchtlingszahlen wi-
der. Insgesamt rechnet die Regierung
damit, dass sie den Ländern bis 2020 we-
gen des Flüchtlingszustroms rund 25
Milliarden Euro überweisen wird.

Schäuble kann in seinem Haushalt
bereits seit 2014 auf neue Schulden ver-
zichten – trotz der Flüchtlingskrise.
Aber auch die Finanzlage der Länder hat
sich entspannt. Sie haben von Januar bis
September bereits einen Etatüberschuss
von 3,6 Milliarden Euro angehäuft. Ein
Defizit weisen nur noch Baden-Würt-
temberg, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und das Saarland aus. (rtr)

Raus aus demDschihad
Die Bundesregierung gibt Millionen für die Prävention aus. Doch noch weiß niemand genau, was wirklich gegen Islamismus hilft
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BERLIN :: Am Anfang steht die Schei-
dung der Eltern. Oder der Schulab-
bruch, vielleicht auch der Jobverlust
oder Drogen. Krisen oder Sinnsuche
sind häufig der Beginn einer Radikalisie-
rung von Jugendlichen. So erzählen es
Helfer, Eltern – und die Islamisten
selbst. 20 Millionen Euro hat das Fami-
lienministerium in den vergangenen
zwei Jahren in den Kampf gegen den Sa-
lafismus investiert, zwölf Millionen
Euro gibt das Innenministerium allein
2016 aus, Millionen von den Ländern für
Präventionsprojekte vor Ort kommen
dazu. Der Staat verteilt das Geld mit der
Gießkanne – weit mehr als 100 Modell-
projekte zur Förderung von Demokratie
und gegen Extremismus sind in
Deutschland entstanden. Man kann der
Regierung nicht vorwerfen, sie würde
tatenlos der Propaganda der Islamisten
auf Straßen oder im Internet zuschauen.
Nur hilft das? Kommt das rechtzeitig?

Diese Redaktion hat mit mehreren
Initiativen gesprochen, die mit Jugend-
lichen arbeiten. Sozialarbeiter, Pädago-
gen oder Islamwissenschaftler sagen: So
viel Geld für Prävention gab es noch nie.
So viel, dass oft das größere Problem ist,
für ausgeschriebene Stellen qualifizierte
Mitarbeiter zu finden, etwa Pädagogen,
die Arabisch oder Farsi sprechen.

So bitter das klingt: Der Terror von
Paris hat dazu geführt, dass die Politik
umgesteuert hat. Schutz vor Angriffen
auf die Demokratie ist nicht mehr nur
Aufgabe von Polizei oder Geheimdienst,
sondern auch von Schulen, Vereinen
und Moscheen. Kampf gegen Terror ist
auch Sozialarbeit. „Ein funktionieren-
des gesellschaftliches Frühwarnsystem
hilft mehr als die Androhung von Stra-
fen“, sagt Integrationsministerin Aydan
Özoguz (SPD) dieser Redaktion. „In
einer Zeit, in der die Hasskriminalität in
Deutschland stetig steigt, müssen wir

alle demokratischen Kräfte stärken, die
sich bei der Extremismusprävention en-
gagieren.“ Denn: Die Zahl der sogenann-
ten Salafisten wächst, mehr als 9000
sind es schon in Deutschland.

„Salafistische Gruppen rüsten in
ihrer Jugendarbeit massiv auf, sie helfen
Flüchtlingen oder inhaftierten Musli-
men, machen Freizeitangebote“, sagt
Götz Nordbruch vom Berliner Verein
Ufuq, der bundesweit Workshops für
Lehrende und junge Muslime anbietet.
„Darauf müssen wir reagieren.“ Doch
eine einheitliche Strategie fehle bisher,
kritisieren etwa die Grünen.

„Wir stehen am Anfang der Präven-
tionsarbeit“, sagt auch André Taubert

von der Hamburger Fachstelle für reli-
giös begründete Radikalisierung Legato.
„Das ist eine Chance, weil gute Konzep-
te entwickelt werden können.“ Das Risi-
ko sei: „Wir probieren in etlichen Pro-
jekten ganz viel aus – und am Ende hat
niemand mehr einen Überblick.“ Von
„Wildwuchs“ an Präventionsprojekten
sprechen andere Sozialarbeiter. Manch-
mal wisse die eine Initiative nicht, was
eine andere in derselben Stadt mache.

Vor Jahren war das noch anders:
Zwei Streetworker beackerten etliche
Islamisten-Fälle in ganz Norddeutsch-
land, einige Bundesländer investierten
Millionen in den Kampf gegen rechts –
und kaum etwas gegen Salafisten. Schu-

len weigerten sich, Fortbildungen anzu-
bieten für ihre Lehrenden, weil sie
Angst hatten, als „Problemschule“ stig-
matisiert zu werden. Lange, so beklag-
ten viele Initiativen, sei das Thema Isla-
mismus nicht ernst genug genommen
worden. „Das hat sich gewandelt“, sagt
Nordbruch. Lehrende, Eltern und Ju-
gendliche sollen nun im Kampf gegen
den Islamismus schnellstens das Hand-
werk lernen, das im Bereich Rechts-
extremismus schon seit vielen Jahren in
deutschen Einrichtungen eingeübt ist.

David Aufsess vom Projekt „jamil“
des Bremer Vereins VAJA sagt aber:
„Wir wissen noch gar nicht genau, wie
wir ein Abgleiten ins Extreme etwa bei

muslimischen Jugendlichen am besten
verhindern.“ Niemand weiß bisher, wel-
che Projekte wirken. Es fehlt an Evalua-
tionen. Und mit den Millionen aus dem
Bund kam auch die Bürokratie zu den
Vereinen. Kaum eine geförderte Initiati-
ve, die nicht darüber klagt. „Das frisst
Ressourcen ohne Ende“, sagt Aufsess.

Doch auch die Vereine haben Fehler
gemacht. Anfangs sei man in Klassen-
zimmer gegangen, um Antisemitismus
und Islamismus dadurch zu bekämpfen,
dass man mit den Jugendlichen nur
über diese Themen sprach. „Aber so
läuft das nicht“, sagt Experte Nord-
bruch. Heute sprechen Vereine wie
Ufuq oder VAJA in Schulen oder Ju-
gendzentren auch viel über Identität,
Glaube und Zugehörigkeit, über Rassis-
mus und Frustration. Der Jugend Raum
geben, statt ihnen Gedanken vorgeben –
das ist eine der Losungen der Präven-
tion, die funktionieren kann.

Auch der Terrorismus-Experte Pe-
ter Neumann vom Londoner King’s Col-
lege hält diesen Ansatz für erfolgsver-
sprechend. „Was Extremisten tun, ist
keine Zauberei“, sagt er im Gespräch
mit dieser Redaktion. „Sie bedienen die
Bedürfnisse junger Menschen, die nach
Identität, Struktur, Orientierung, Ge-
meinschaft und Bedeutung suchen.“

Um einem „Wildwuchs“ an Strate-
gien entgegenzuwirken, will die Bundes-
regierung nun eine „Bundesarbeitsge-
meinschaft“ zum religiös begründeten
Extremismus ins Leben rufen. Auch
Vereine wie Ufuq und VAJA sind dabei.
Hier sollen sich die Initiativen austau-
schen, Konzepte im Kampf gegen Radi-
kale entwickeln. Das Gründungstreffen
ist laut Familienministerium für Ende
November geplant. Mit einem Extre-
mismusgesetz will die Bundesregierung
zudem die Arbeit von sozialen Projek-
ten mit den Ermittlern von Polizei und
Justiz enger verzahnen. Derzeit liegt ein
erster Entwurf im Kanzleramt vor.

Berliner Dschihadist Denis Cuspert – am Ende seiner Radikalisierung zog er für den IS in den Kampf in Syrien dpa/pa


